




Arm wird nur, 
wer faul ist? 
Keineswegs! 

In Sachsen arbeitet eine Million Menschen 
in Vollzeit – die Hälfte für weniger als 
3.000 Euro brutto. Es ist nicht leicht, 

damit eine Familie zu ernähren, Alleinerzie-
hende haben es besonders schwer. Was 
viele nicht wissen: Die wenigsten Armen 
sind erwerbslos. Die meisten haben einen 
Job oder sind schon in Rente. Wer wenig 
verdient oder nur in Teilzeit arbeiten 
kann, kommt auch im Alter nicht über 
die Runden. Soll das der Lohn für ein 
langes Arbeitsleben sein?

Gerade wir im Osten brauchen eine ver-
lässliche gesetzliche Rente, weil hier nur 
wenige Beschäftige später eine Betriebs-
rente oder Pension bekommen. Wohnei-
gentum ist seltener, Erbschaften fallen in 
der Regel geringer aus als im Westen. Die 
Rentenversicherung könnte alle absichern, 
ohne Steuermilliarden in den Finanzmarkt 
zu pumpen, wie es die Bundesregierung 
mit ihrer „Aktienrente“ plant. Das gelingt, 
indem alle Erwerbstätigen für ihre gesam-
ten Einkünfte im Job und am Finanz-
markt Beiträge zahlen. Auch Beamte, 
Selbständige und Abgeordnete.

Die Beiträge müssen allerdings gerecht 
sein. Bisher gilt die „Beitragsbemessungs-
grenze“: Rentenbeiträge werden im Osten 
nur für Monatseinkommen bis 7.450 Euro 
verlangt. Wer mehr verdient, bekommt 
jeden zusätzlichen Euro beitragsfrei. Also 
zahlt jemand mit 20.000 Euro brutto im 
Monat nicht viel mehr in den Rententopf 
als jemand mit 6.000 Euro. Wenn wir das 
ändern, können die Beiträge stabil bleiben 
und die Renten steigen. Auch eine Min-
destrente von 1.200 Euro netto ist drin!

Sächsische 
Renten-Fakten
Fast die Hälfte der Rentnerinnen und 
Rentner in Deutschland bekommt 
weniger als 1.250 Euro netto als 
Rente. Wer 2022 in Sachsen in Rente 
ging, erhielt im Schnitt 1.188 Euro 
(Männer) / 1.111 Euro (Frauen). 

Der Eigenanteil für stationäre Pflege 
liegt im Schnitt bei 2.381 Euro – pro 
Monat! Etwa 268.000 Menschen 
haben mindestens den Pflegegrad 2.

2003 brauchten 6.156 Rentnerinnen 
und Rentner Grundsicherung, 2023 
waren es schon knapp 18.000. Hinzu 
kommen viele, die weiterarbeiten 
statt Sozialleistungen zu beantragen.  

In Würde leben 
– auch im Alter

Susanne Schaper ist die gesundheits-
politische Sprecherin der Linksfraktion. 
Sie ist gelernte Krankenschwester. Seit 
2009 engagiert sie sich im Stadtrat für 
Chemnitz und seit 2014 im Landtag. Ihr 
Schwerpunkt ist eine gute Gesundheits-
versorgung, die allen zur Verfügung 
steht. Als Krankenschwester ist sie 
heute noch regelmäßig tätig, wenn sie 
mit einem gemeinnützigen Verein nach 
Vietnam reist, um dort Kinder mit 
Spaltfehlbildungen zu behandeln.

Man erkennt den Charakter eines 
Landes auch daran, wie es mit 
älteren Menschen umgeht. Wer 

jahrzehntelang fleißig war, ob bei der 
Arbeit, in der Familie oder im Ehrenamt, soll 
am Lebensabend keine Geldsorgen haben. 
Weil das Lohnniveau im Osten immer noch 
niedriger ist als in Westdeutschland, fallen 
die Renten auch in Sachsen gering aus. 
Wenige Menschen haben im Alter weitere 
Einkünfte, etwa Mieteinnahmen. Dabei 
steht allen ein sorgloser Ruhestand zu, und 
es darf auch nicht beim Wunsch bleiben, 
den Kindern und Enkeln etwas zu hinterlas-
sen. Wir wollen, dass die Rentenversiche-
rung eine sichere Bank für alle ist!

Selbst zwei gute Renten reichen inzwi-
schen nicht mehr, wenn ein älterer Mensch 
pflegebedürftig wird. Wer im Pflegeheim 
leben muss, zahlt einen immensen Eigen-
beitrag. Wenn das schmale Vermögen 
aufgebraucht ist, wird geprüft, ob Ehe-
partnerin, Ehepartner oder Kinder ein-
springen müssen. Zuletzt bleibt nur der 
Gang zum Sozialamt, auch nach jahr-
zehntelanger Arbeit. Damit wollen wir 
als Linke uns nicht abfinden: Wir fordern 
Entlastung! Die Eigenanteile müssen 
gedeckelt werden. Reiche sollten in 
Zukunft ihren gerechten Anteil in die 
Pflegeversicherung einzahlen.

Nicht nur die Bundesregierung muss 
handeln, sondern auch die Landesregie-
rung. Der Eigenanteil deckt die Kosten für 
Pflege, Essen und Unterbringung, aber 
außerdem die Investitionskosten des 
Heimbetreibers. Anders als bei Kranken-
häusern, deren Investitionen der Staat 
bezahlen muss, finanzieren Pflegebedürf-
tige mehr als die laufenden Kosten. Wir 
wollen ein Pflegewohngeld: Die Pflegebe-
dürftigen sollen eine Ausgleichszahlung 
für Investitionskosten erhalten. Das würde 
sie um hunderte Euro pro Monat entlasten.

Wer Pflege braucht, verliert schnell die 
finanzielle Selbstbestimmung: Auch wer 
noch dazu in der Lage wäre, das eigene 
Geld zu verwalten, hat in der Regel bald 
keines mehr. Zusätzlich zum Pflegewohn-
geld schlagen wir daher ein Landespflege-
geld vor: Alle Menschen mit dem Pflege-
grad 2 oder höher sollen jährlich 1.500 
Euro vom Freistaat bekommen, die sie frei 
verwenden können. Dann ist der Friseur-
besuch oder die Fußpflege möglich, 
ebenso eine kleine Anerkennung für Unter-
stützerinnen und Unterstützer aus Familie 
oder Nachbarschaft. Die Kretschmer-
Koalition aus CDU, Grünen und SPD 
wollte aber nicht einmal symbolische 
Schritte gehen, um die Würde pflege-
bedürftiger Menschen zu sichern.

Man erkennt den 
Charakter eines Landes 
auch daran, wie es mit 
älteren Menschen 
umgeht.

Susanne Schaper
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Lohn, Rente, 
Gesundheit, 
Bildung Die Schwerpunkte 

der LinksfraktionBildung Die Schwerpunkte 
der Linksfraktion

Bessere Löhne: Wer arbeitet, muss davon 
leben können und darf auch im Alter nicht 
in die Armut fallen. Wir wollen alles tun, 
was politisch möglich ist, um die Löhne zu 
erhöhen: Der Mindestlohn muss auf 15 
Euro steigen, Tarifverträge sollen leichter 
allgemeinverbindlich werden. Öffentliche 
Aufträge dürfen nur an Unternehmen 
gehen, die ihre Beschäftigten ordentlich 
bezahlen. Ministerpräsident Kretschmer 
hat aber die Pläne für ein modernes 
Vergabegesetz beerdigt: „Gegen das 
Votum der Wirtschaft werden wir kein 
Gesetz machen.“ Die CDU nimmt also in 
Kauf, dass Hunderttausende für einen 
mickrigen Lohn tätig sind. Im Landtag 
haben wir zuletzt 2022 ein gerechtes 
Vergabegesetz vorgeschlagen. CDU, 
Grüne, SPD und AfD stimmten dagegen.

Keine Kinderarmut: Jedes fünfte Kind in 
Sachsen lebt in Armut. Sie müssen auf 
vieles verzichten – etwa auf gesunde 
Ernährung, Nachhilfe, den Sportverein 
oder das Kino –, und haben schlechtere 
Chancen auf Bildung. Damit alle Kinder 
glücklich und gesund aufwachsen, sind 
eine echte Kindergrundsicherung und die 
gerechte Verteilung des Reichtums über-
fällig – eine kostenfreie Mittagsversorgung 
in Schule und Kita ebenso.

Gerechte Renten: Für 94 % der Ostdeut-
schen ist die gesetzliche Rente die einzige 
Alterssicherung. Gleichzeitig ist das 
Lohngefälle zwischen Ost und West nicht 
beseitigt. Immer mehr Ältere brauchen 
Grundsicherung, tausende Ruheständler-
innen und Ruheständler arbeiten weiter – 
nicht alle freiwillig. Damit gute Renten 
möglich werden, sollten alle Erwerbstäti-
gen für ihre gesamten Einkünfte in den 
Rententopf einzahlen! Ein höheres Renten-
eintrittsalter lehnen wir ab. Wir haben 
außerdem dafür gekämpft, dass Sachsen 
dem Härtefallfonds für jene Ostdeutschen 
beitritt, die bei der Wiedervereinigung um 
einen Teil ihrer Ansprüche gebracht 
wurden. Der Freistaat sollte wenigstens Fotos: Fraktion Die Linke, Freepik



die symbolische Einmalzahlung aufsto-
cken, die für einen kleinen Teil der Betrof-
fenen vorgesehen ist – die Kretschmer-
Koalition bekam nicht einmal das hin.

Starkes Gesundheitswesen: In Sachsen 
klaffen nach wie vor große Lücken in der 
hausärztlichen und fachärztlichen Versor-
gung, Krankenhäuser sind in Pleitegefahr. 
Alle Krankenhausstandorte müssen 
erhalten bleiben, wenigstens als Medizini-
sches Versorgungszentrum nach dem 
Vorbild der früheren Polikliniken, auch mit 
einer Notaufnahme. Niemand soll mehr 
Profit aus den Kliniken ziehen dürfen. 
Vielmehr soll ein sicheres Budget von 
Staat und Krankenkassen kommen, auch 
für Investitionen. Damit es überall genug 
Arztpraxen geben kann, sollten mehr 
Menschen Medizin studieren dürfen.

Niedrige Energiepreise: Strompreis runter 
– das erfordert die stärkere Nutzung 
erneuerbarer Energiequellen sowie ein 
Strommarkt-Design, das die günstigen 
Preise für Wind- und Sonnenenergie zu 
den Verbraucherinnen und Verbrauchern 
bringt. Haushalte mit kleinem oder mittle-
rem Einkommen sollen vom Klimaschutz 
profitieren, ihnen dürfen keine Zusatzkos-
ten entstehen. Auf dem Weg ins Zeitalter 
sauberer, sicherer und preiswerter Ener-
gieversorgung dürfen sie nicht stärker 
belastet werden als Leute mit hohem 
Einkommen. Das gilt sowohl für Miethaus-
halte als auch für Menschen mit Wohnei-
gentum. Investitionskosten dürfen nur so 
weit umgelegt werden, wie Miethaushalte 
bei der Energierechnung einsparen. 
Wohnungskonzerne sollen nur Fördermit-
tel erhalten, wenn sie sich zu einer Miet-
obergrenze verpflichten.

Zeitgemäße Bildung: Wir wollen nicht 
länger nur darüber sprechen, dass Lehr-
kräfte fehlen. Ebenso wichtig ist: Welche 
Schulbildung passt ins 21. Jahrhundert? Es 
darf nicht darum gehen, möglichst schnell 
möglichst viel Faktenwissen in die Köpfe 
zu pumpen und „marktkonforme“ Men-
schen zu formen. Es kommt auf Motivation 
an, auf Neugier, Eigeninitiative und Team-
geist, auf die Fähigkeit, gemeinsam 
Probleme zu lösen. Wir müssen die Bedin-
gungen für Gemeinschaftsschulen verbes-
sern, in denen praxisnah und länger 
gemeinsam gelernt wird! 

Kostenloses Mittagessen in Kita und 
Schule: Alle Kinder sollen von gesundem 
Essen satt werden. Wir fordern seit 2008 
immer wieder im Landtag die kostenfreie 
Mittagversorgung in Kitas und Schulen!

Bezahlbares Wohnen: Vor allem in Dres-
den und Leipzig fehlen bezahlbare Woh-
nungen. Gleichzeitig wird Wohnraum als 
Ferienobjekt oder Gewerberaum zweck-
entfremdet, oder aus Spekulationsgrün-
den leergehalten. Wir haben Druck 
gemacht, damit die Kommunen dagegen 

vorgehen können. Auch die Mietpreis-
bremse für Dresden und Leipzig gilt 
inzwischen, aber sie genügt nicht. Wir 
wollen mit realistischen Förderprogram-
men den Sozialwohnungsbau ankurbeln. 
Dabei sollen Sozialwohnungen dauerhaft 
Sozialwohnungen bleiben, die „Belegungs-
bindung“ also nicht nach ein paar Jahren 
enden. Bisher werden private Konzerne 
subventioniert, wenn sie eine soziale 
Zwischennutzung ermöglichen. Eine 
landeseigene Wohnungsbaugesellschaft 
soll stattdessen Anbieter unterstützen, 
die sich am Gemeinwohl statt am 
Profit orientieren.

Beitragsfreie Kitas: Während elf der 16 
Bundesländer ganz oder teilweise auf 
Kita-Gebühren verzichten, ist das in 
Sachsen nicht in Sicht. Die Kretschmer-
Koalition hält an den Elternbeiträgen fest, 
obwohl hierzulande besonders viele Eltern 
für ihre Arbeit schlecht bezahlt werden. 
dass der Freistaat sie entlastet, 
zunächst mit einer Beitragssenkung 
oder kostenfreien Betreuungsjahren. 
Das ist realistisch: Ab August 2024 
müssen die Eltern in Brandenburg 
keine Kita-Beiträge mehr zahlen!

Mobilität für alle: Bus und Bahn werden 
genutzt, wenn der Fahrpreis niedrig und 
die Verbindung attraktiv ist. Das erfordert 
eine große Kraftanstrengung und kreative 
Konzepte. Wir wollen ein ÖPNV-für-alle-
Gesetz mit Mindestbedienstandards. Auch 
das kleinste Dorf muss angebunden sein, 
und sei es per Rufbus! 

Mitverdienen an Wind- und Solarparks:
Bezahlbare Energie gibt es bald nur noch 

aus erneuerbaren Quellen, vor allem von 
Wind und Sonne. Die Vorbehalte gegen-
über dem Bau neuer Windkraft- oder 
Solaranlagen sind jedoch vielerorts groß. 
Schließlich haben die wenigstens Men-
schen etwas davon, wenn vor ihrer Tür 
solche Anlagen entstehen. Wir wollen 
gesetzlich regeln, dass die Leute mitver-
dienen – etwa in Form billigeren Stroms. 

Arbeitsfreie Tage: Ostdeutsche arbeiten 
im Bundesvergleich länger für weniger 
Geld – schon deshalb wären mehr Feier-
tage gerecht. In Sachsen sind sechs 
gesetzliche Feiertage datumsgebunden, 
immer wieder fallen sie aufs Wochenende. 
Wir wollen ein Ersatzfeiertagsgesetz, 
damit sie nachgeholt werden. Der erste 
Freitag im Juni soll zudem als „Kinder- und 
Familienfreitag“ frei sein.

Linke Opposition wirkt
Einige Beispiele: 2021 hatten wir mit 
Verweis auf das Vorbild Thüringen 
gefordert, einen Reparaturbonus 
einzuführen. Seit 2023 gibt es die 
Förderung. Gerade bei älteren Elektro-
geräten ist eine Reparatur im Vergleich 
zum Neukauf teuer. Der Bonus schont 
die Haushaltskasse und die Umwelt.

2023 konnten wir bessere Förderkondi-
tionen für den Sozialwohnungsbau 
erreichen. Wir haben die Regierung 
auch dazu gedrängt, gegen die Zweck-
entfremdung von Wohnraum vorzuge-
hen. Im selben Jahr hat der Rüstungs-
konzern Rheinmetall Abstand von 
seinen Plänen genommen, eine Pulver-
fabrik auf dem ehemaligen Militärflug-
platz in Großenhain zu errichten. Der 
Protest, den wir auch aus dem Landtag 
heraus unterstützt haben, hat gewirkt. 

Mehrfach haben wir Gesetzentwürfe 
vorgelegt, die darauf abzielen, dass die 

Betreiber von Wind- und Solarparks 
einen Teil der Erträge abgeben. Die 
Leute müssen an Anlagen in ihrer Nach-
barschaft mitverdienen – etwa durch 
billigeren Strom. Die Koalition hat ein 
solches Beteiligungsgesetz vorgelegt.

Unsere Forderung, Schulbudgets für 
externes Personal einzurichten, das die 
Lehrkräfte entlastet, wurde an bisher 
400 Schulen umgesetzt. Außerdem 
findet die Lehramtsausbildung immer 
stärker auch abseits der Großstädte 
statt.

Auch beim Tierschutz konnten wir 
Verbesserungen erreichen – in den 
Haushaltsverhandlungen forderten wir 
mehr Geld für Tierheime und Tier-
schutzvereine. Die Koalition kam 
uns immerhin entgegen. Auch eine 
Landestierschutzbeauftragte haben 
wir gefordert – Anfang 2024 
wurde sie berufen.

Mehr 
Informationen 
zur Bilanz der 
Linksfraktion:
linksfraktionsachsen.de/Bilanz



Linken-Sozialexpertin Susanne Schaper
im Gespräch mit Dr. Markus M. Grabka
vom Deutschen Institut für Wirtschafts-
forschung Berlin. Er forscht dort zur 
Einkommens- und Vermögensverteilung 
und auch zum Schwerpunkt Gesundheit.

Herr Grabka, oft heißt es: Reiche leben 
länger. Stimmt das und woran liegt das?

Die wissenschaftlichen Befunde sind 
eindeutig. Laut Robert-Koch Institut liegt 
die mittlere Lebenserwartung für Männer 
bei etwa 75 Jahren und für Frauen bei knapp 
81 Jahren. Das gilt zum Zeitpunkt der 
Geburt. Je nach Einkommen fällt die 
Lebenserwartung später aber sehr unter-
schiedlich aus. Bei Männern ist die Diffe-
renz besonders groß: In der untersten 
Einkommensgruppe, die weniger als 60 
Prozent des mittleren Haushaltsnettoein-
kommens bekommt, beträgt die mittlere 
Lebenserwartung nur 71 Jahre. In der 
obersten Einkommensgruppe – ab 150 
Prozent des mittleren Einkommens – liegt 
sie bei 79,6 Jahren. Die einkommensstärks-
ten Männer leben also etwa 8,6 Jahre länger 
als die ärmsten. Bei Frauen ist das Muster 
vergleichbar, obgleich der Unterschied mit 
4,4 Jahren geringer ausfällt.

Das sind schockierende Zahlen. Was 
wissen Sie über die Ursachen?

Sie sind vielfältig. Die Forschung deutet 
darauf hin, dass ein niedriger sozialer 
Status – sei es ein geringes Bildungsniveau 
oder auch ein schmales Einkommen – die 
Gesundheit einer Person beeinträchtigen 
kann. Wer ein finanzielles Polster hat, kann 
negative Lebensereignisse wie Arbeitslo-
sigkeit oder den Tod eines nahen Verwand-
ten besser abfedern. Wenn es keine 
Rücklagen gibt, können Schicksalsschläge 
die Gesundheit beeinträchtigen.

Als Linke treten wir im Landtag dafür ein, 
dass der Staat – also die Solidargemein-
schaft – alle Bürgerinnen und Bürger 
bestmöglich absichert. Ist das der Fall 
oder bevorteilt das deutsche Gesund-
heitssystem reiche Menschen?

Letzteres – das wird bei Personen ohne 
Krankenversicherung offensichtlich. Aber 
auch zwischen gesetzlich und privat 
Versicherten gibt es relevante Unterschie-
de. Privat Versicherte genießen verschie-
dene Vorteile. Dies fängt bei den Wartezei-
ten auf einen Facharzttermin an: Nach 
Angaben der Kassenärztlichen Bundesver-
einigung warteten 2018 nur 18 Prozent der 
privat Versicherten länger als drei Wochen 
auf einen Termin, bei gesetzlich Versicher-
ten waren es 34 Prozent. Darüber hinaus 
gibt es Unterschiede in der Behandlung: Bei 
gesetzlich Versicherten ist sie durch den 
Leistungskatalog festgeschrieben, wäh-
rend privat Versicherte darüber hinaus 
von medizinischen Innovationen profitieren 
können.

Diese Zwei-Klassen-Medizin kritisie-
ren nicht nur wir.

Es gibt strenggenommen sogar ein Vier-
Klassen-System. Die erste Klasse sind die 
privat Krankenversicherten – nur wer ein 
Einkommen oberhalb der Versicherungs-
pflichtgrenze hat oder verbeamtet ist, kann 
in diese Gruppe wechseln. Die zweite 
Klasse sind gesetzlich Versicherte, die sich 
eine private Zusatzversicherung leisten 
können. Sie sind besser in der Lage, etwa 
kostspieligeren Zahnersatz zu bezahlen. Die 
dritte Klasse sind gesetzlich Versicherte 
ohne zusätzlichen Schutz, die vierte Klasse 
bilden Menschen ohne Krankenversiche-
rung. Das sind zum Beispiel Geflüchtete 
oder Obdachlose.

Die Linke fordert seit 
langem gerechte Lösun-
gen: Alle, die im Job 
oder am Finanzmarkt 
Geld verdienen, sollen 
gerechte Beiträge in 
die gesetzliche Kran-
kenversicherung 
einzahlen. Es muss 
mehr Geld ins 
System, schon 
damit es genug 
Krankenhäuser, 
Polikliniken und 
Arztpraxen gibt 
und attraktive 
Arbeitsbedin-

gungen dafür sorgen, dass genug 
medizinisches Personal da ist. Welche 
Änderungen erwarten Sie von der
 Bundesregierung sowie den 
Landesregierungen?

Abgesehen von der Diskussion um die vom 
Bundesgesundheitsministerium initiierte 
Krankenhausreform steht das Gesundheits-
system vor einer grundsätzlichen finanziel-
len Herausforderung. Alle Projektionen 
weisen darauf hin, dass die Beitragssätze 
zur gesetzlichen Krankenversicherung bald 
deutlich steigen werden. Das liegt einerseits 
daran, dass es immer mehr ältere Menschen 
gibt, und andererseits am medizinischen 
Fortschritt. Halten die Regierenden am Ziel 
fest, dass Sozialabgaben und Steuern 
höchstens 40 Prozent der Wirtschaftsleis-
tung ausmachen dürfen, kann es im Bereich 
der gesetzlichen Krankenversicherung zu 
Rationierungen kommen. Das muss die 
Politik verhindern. Sonst entscheidet am 
Ende der Geldbeutel darüber, ob eine 
Person die richtige Behandlung erhält oder 
nicht.

Vielen Dank fürs Gespräch!

„Herr Grabka, 
leben reiche 
Menschen 
länger?“
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die mittlere Lebenserwartung für Männer 
bei etwa 75 Jahren und für Frauen bei knapp 
81 Jahren. Das gilt zum Zeitpunkt der 
Geburt. Je nach Einkommen fällt die 
Lebenserwartung später aber sehr unter-
schiedlich aus. Bei Männern ist die Diffe-
renz besonders groß: In der untersten 
Einkommensgruppe, die weniger als 60 
Prozent des mittleren Haushaltsnettoein-
kommens bekommt, beträgt die mittlere 
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system vor einer grundsätzlichen finanziel-
len Herausforderung. Alle Projektionen 
weisen darauf hin, dass die Beitragssätze 

„Herr Grabka, 
leben reiche 

Foto: © DIW



Der Linksfraktion liegt viel daran, in ihrer 
Arbeit die Perspektiven der Land- und der 
Stadtbevölkerung unter einen Hut zu 
bringen. Wir sprachen darüber mit 
unseren Abgeordneten Antonia 
Mertsching und Marco Böhme.

Antonia, du bist eine der beiden Abgeord-
neten, die in unserer Fraktion die Lausitz 
vertreten. Obwohl du für deine Arbeit im 
Landtag lange Wege in Kauf nehmen 
musst, wohnst du weiterhin in Weißwas-
ser. Was gefällt dir am Leben in einer eher 
ländlich geprägten Region?

Antonia: Das Schönste für mich ist, dass ich 
aus der Haustür gehen kann und in fünf 
Minuten im Wald bin.

Marco, du bist ein leidenschaftlicher Leip-
ziger. Was macht den Reiz des Lebens in 
der Großstadt aus?

Marco: Es mag überraschen, aber ich 
brauche nur drei Minuten, bis ich im Wald 
bin. Ich wohne nämlich direkt am Auwald. 
Den beschütze ich auch vor Bärlauchdie-
ben. Aber natürlich finde ich es auch gut, 
dass es direkt bei mir im Haus einen Spät-
verkauf gibt, wo immer viel los ist.

Es gibt in den Dörfern und Kleinstädten 
Unzufriedenheit, auch das Gefühl, 
gegenüber den Großstädten benachtei-
ligt zu sein. Wo liegen die Ursachen?

Marco: Ich glaube, es liegt zum einen an 
den Löhnen. Menschen im Osten bekom-
men sowieso weniger als im Westen, auf 
dem Land ist es noch einmal weniger als in 
den Großstädten. Was ich ungerecht finde. 
Außerdem müssen die Menschen auf dem 
Land oft Lasten für die ganze Gesellschaft 
tragen, haben aber selbst wenig davon. Wir 
haben deswegen im Landtag ein Erneuer-
bare-Energien-Beteiligungsgesetz einge-
bracht, das dafür sorgen würde, dass die

Menschen, in deren Kommunen Wind- und 
Solarenergieanlagen errichtet werden, 
finanziell davon profitieren.

Antonia: Menschen, die auf dem Land 
leben, haben sich bewusst dafür entschie-
den, weil das ihre Heimat ist. Sie nehmen 
auch manche Nachteile dafür in Kauf. 
Gleiche Lebensverhältnisse wird es nicht 
geben, aber wir sollten zumindest mög-
lichst gleichwertige Bedingungen schaffen, 
zum Beispiel bei der ärztlichen Versorgung. 
Ein weiteres Problem ist, dass Menschen 
auf dem Land oft für die Großstadt arbeiten, 
aber wenig dafür belohnt werden. Ich habe 
zum Beispiel in Weißwasser einen schlech-
teren Zugang zu regional produzierten 
Lebensmitteln als in Dresden, obwohl sie ja 
hier aus der Region kommen! Und dann 
zeigen Großstädter oft mit dem Finger auf 
die Menschen auf dem Land, die angeblich 
etwas falsch machen. Das sollte aufhören.

Teilweise sind die Bedürfnisse der 
Menschen in den Großstädten und auf 
dem Land gar nicht unterschiedlich. Aber 
beim Thema Wohnen sieht es anders aus: 
In Dresden und Leipzig fehlt es an bezahl-
barem Wohnraum, in kleineren Städten 
und Dörfern gibt es hingegen sogar 
Leerstand. Welche unterschiedlichen 
Konzepte hat hier die Linksfraktion?

Marco: Gar nichts halte ich davon, wenn die 
CDU sagt: Wir haben doch gar keinen 
Wohnungsmangel in Sachsen – wer in der 
Stadt keine Wohnung findet, soll eben raus 
aufs Land ziehen. Ich finde: Alle müssen 
dort wohnen können, wo es ihnen gefällt. 
Die hohen Mieten in den Großstädten sind 
auch nicht allein auf den Zuzug zurückzu-
führen. Eine große Rolle spielt die Spekula-
tion. Um die zu bekämpfen, haben wir im 
Landtag vorgeschlagen, die Zweckentfrem-
dung von Wohnraum zu verbieten. Außer-
dem sind wir dafür, dass das Land und die 
Kommunen selbst Wohnungen bauen und 
sozialverträglich vermieten.

Antonia: Gerade junge Familien haben Lust, 
ins Grüne zu ziehen. Oft auch, weil sie gerne 
wieder in der Nähe ihrer Eltern leben wollen. 
Das A und O ist die Anbindung an den 
öffentlichen Nahverkehr.

Marco: Wir haben viele Orte, die überhaupt 
nicht oder nur schlecht anbgebunden sind. 
Gerade für junge Menschen sind sie so nicht 
attraktiv. Deswegen kämpfen wir für 
Streckenausbau und Mindestbedienstan-
dards. Alle Dörfer und Städte sollen regel-
mäßig per Zug oder Bus erreichbar sein.

Ein Thema, das die Menschen auf dem 
Land naturgemäß stark bewegt, ist die 
Agrarwirtschaft. In den vergangenen 
Monaten haben viele Bäuerinnen und 
Bauern auf den Straßen protestiert. Geht 
es ihnen wirklich nur um Dieselsubventio-
nen oder steckt doch mehr dahinter?

Antonia: Die Kürzungen beim Agrardiesel 
haben nur das Fass zum Überlaufen ge-
bracht. Die Landwirtschaft ist durch vieles 
gebeutelt: Der Krieg gegen die Ukraine hat 
für starke Preisschwankungen gesorgt. Die 
Landesregierung hat es nicht geschafft, 
Fördermittel pünktlich auszuzahlen. Die 
großen Supermarktketten diktieren die 
Preise für Lebensmittel. Die Landwirtschaft 
braucht eine völlig neue Perspektive: Wir 
müssen der Landwirtschaft mehr Macht 
gegenüber den Konzernen geben, indem 
wir das Kartellrecht ändern. Außerdem 
müssen auch die wichtigen ökologischen 
Leistungen der Bäuerinnen und Bauern dau-
erhaft finanziell belohnt werden. Für junge 
Menschen, die in diesem Bereich ihre 
Zukunft sehen, kann die Solidarische 
Landwirtschaft ein gutes Modell sein.

Könntet ihr euch vorstellen, später im 
Leben noch einmal ganz woanders zu 
wohnen? Oder fühlt ihr euch dort pudel-
wohl, wo ihr jetzt seid?

Marco: Ich bin in Leipzig geboren, ich liebe 
diese Stadt. Ich will nicht weg.

Antonia: Für mich kann es eigentlich nur 
noch kleiner werden. Ich komme ursprüng-
lich aus einem Dorf mit 52 Einwohnerinnen 
und Einwohnern. Da will ich irgendwann 
wieder hin.

„Alle müssen 
dort wohnen 

können, wo es 
ihnen gefällt“

Fotos: Fraktion Die Linke



Waagerecht: 

1. Bedürftigkeit, Besitzlosigkeit – beson-
ders für die Jüngsten kein hinnehmba-
rer Zustand, 9. DDR-Kinderzeitschrift, 
Berliner Spitzname (Arthur), 14. Initialen 
Redfords, 15. Publikumsliebling, Star als 
Vorbild, 16. ugs.: eingeschaltet,  
17. Betreuung, Fürsorge für bedürftige 
Menschen, 19. Berufsausübung, 
Erwerbstätigkeit, 20. zweiköpfiger 
Metall-, Haltebolzen, 22. bestimmter 
sächlicher Artikel, 23. chem. Zeichen für 
Neon, 24. Vorname des Sängers 
Jürgens †, 26. Fluss durch Straßburg, 
28. frz. männl. Artikel, 30. Anteil, den 
die Erziehungsberechtigten für die 
Schulspeisung der Kinder aufbringen 
müssen, 34. Degen des Matadors,  
37. Lotterieschein, 38. Fluss durch 
Innsbruck, 39. Werrazufluss in Thürin-
gen, 41. Großvater, 42. Comicfigur (… 
und Struppi), 44. Kfz-Zeichen: Hof/
Saale, 45. Ruinenstadt am Nil (Ägypten), 
48. Kfz-Z.: Aue-Schwarzenberg,  
49. alkoholfreies Bier in der DDR,  
50. ugs.: geöffnet, offen, 52. menschli-
che Tugend, Fairness, 55. fanatischer 
Anhänger, Heißsporn, 56. gefeierter 
Künstler, Hauptperson, 57. russ. 
Schriftsteller †1932 („Die goldene 
Kette“), 59. Sozial- und Gesundheitsex-
pertin der Linksfraktion im Landtag 
(Susanne), 63. von Julius Cäsar 
geprägter latein. Ausspruch: alea … est, 
67. engl.: Meer, 68. passend, willkom-
men, 69. poet.: Hecke, kleiner Wald,  

 
71. Bargeld, Barzahlung (engl.),  
73. Anregung, Hinweis, 75. chem. 
Zeichen für Zinn, 76. Nutzungsentgelt 
für die Wohnung, 78. Abk.: local mean 
time, 81. Vulkan auf der philippin. Insel 
Luzon, 83. latein./med.: Knochen,  
84. Knappheit an Medizinern – sollte  
in Deutschland bekämpft werden,  
88. Nachbarplanet der Erde, der „rote 
Planet“, 90. Rat für Nachhaltige 
Entwicklung (Abk.), 91. größte europ. 
Eule, 92. chem. Zeichen: Selen,  
93. engl.: gehen, 95. Vorname der 
Sängerin Freudenberg („Jugendliebe“), 
96. Kurzwort: Auszubildender,  
97. Hochschulart (Abk.) – u. a. in 
Chemnitz und Dresden, 98. Arbeitneh-
merbezüge, Arbeitsentgelte. 

Senkrecht: 

1. Heilstätte, Klinik – sollte vor dem „Rot-
stift“ geschützt sein, 2. falscher Weg, 
von Sinnen, 3. Langfinger, Stehler,  
4. Koseform von Eduard, 5. latein.: 
Rädchen, 6. Initialen Lincolns, 7. der 
„Wonnemonat“, 8. verschiedener 
Meinung, 9. Abk. Agentur für Arbeit,  
10. türkische Währung (Abk.),  
11. Nadelbaum der Mittelmeerländer,  
12. Ebrozufluss in Spanien, 18. Kurz-
form: Einkommenssteuergesetz,  
20. franz.: Weihnachten, 21. Abk.: 
Technische Lieferbedingungen,  
25. Abk.: deutsch, 27. größte sächs. 
Stadt, 28. Abk.: Leutnant, 29. Abk.  
für globales Positionssystem  

 
(Navigationshilfsmittel), 30. Gruppe 
chem. Elemente, 8. Hauptgruppe im 
Periodensystem,  
31. ital. Hauptstadt, 32. Koseform von 
Katharina, 33. Abwesenheitsnachweis, 
35. asiat. Hauptstadt, Austragungsort 
der Olymp. Sommerspiele 1988,  
36. german./nord. Gottheit, 40. engl. 
Chemiker (James †1846) – u. a. 
Arsennachweis i. d. Gerichtsmedizin,  
41. Windrichtung, 42. Kalkfarbe, 
-anstrich, 43. für viele die „tägliche 
warme Mahlzeit“, sollte für alle Kinder 
bezahlbar sein, 46. Kfz-Kennzeichen: 
Kempten, 47. im vorgerückten Alter,  
48. Schauspielerin (Mariella); u. a. in „In 
aller Freundschaft“, „Der Bergdoktor“, 
49. Rettungsschlitten, 51. Kfz-Z.: Freital, 
53. ärmelloser Umhang, 54. sächs. 
Stadt an der Mulde, Geburtsort von 
Carmen Nebel, 60. engl.: Auto,  
62. Altersruhegeld, 64. Ort des 
Verbrechens, ARD Krimiserie, 66. Stadt 
in der Oberlausitz, Geburtsort von 
Lessing, 67. ehem. österr. Währung 
(Abk.), 71. Vorname der 1857 in 
Wiederau/Sachs. geb. Vorkämpferin für 
Frauenrechte Zetkin, 72. Strohunterlage 
für Tiere, 74. Mittellosigkeit, Not, Elend, 
77. Fluss durch Weimar, 79. Behältnis, 
Hülle für Brillen, 80. kurz für: in das,  
82. niedere Wasserpflanze, 85. Kfz-Z.: 
Eisenhüttenstadt, 86. gallertartige 
Masse, bringt die Haare in Form,  
89. Kreisstadt im Westerzgebirge mit 
dem FC Erzgebirge …, 94. Ausruf des 
Erstaunens/der Verwunderung.
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Rätsel

Sie haben das Lösungs- 
wort gefunden?  
Senden Sie es per Post an:
Fraktion Die Linke  
im Sächsischen Landtag
Bernhard-von-Lindenau-Pl. 1
01067 Dresden

oder per E-Mail an:  
raetsel@linksfraktion- 
sachsen.de

Kennwort:  
»LiL-Preisrätsel«.  
Einsendeschluss ist der  
31. August 2024  
(Poststempel). 

Unter allen richtigen Einsen
dungen verlosen wir unter  
Ausschluss des Rechtsweges 
fünf Büchergutscheine!  
Die Gewinne werden zuge-
schickt, deshalb bitte die  
Adresse nicht vergessen. 
Die Adressdaten werden aus-
schließlich für die Versendung 
der Gutscheine an die Gewin-
nerinnen und Gewinner ge-
nutzt und danach gelöscht.  
Die Finanzierung der Preise  
erfolgt über Spenden unserer  
Abgeordneten.
Beschäftigte der Fraktion  
Die Linke und deren Angehöri-
ge sind teilnahme-, aber nicht  
gewinnberechtigt. 
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